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Mitteilung des Senats vom 24. Januar 2023

Ratifizierung des Dritten Staatsvertrags zur Anderung medienrechtlicher Staatsver-
trage (Dritter Mediendnderungsstaatsvertrag)

Der Senat iiberreicht der Burgerschaft (Landtag) die Gesetzesvorlage fur das
Zustimmungsgesetz zu dem Dritten Staatsvertrag zur Anderung medienrecht-
licher Staatsvertrage (Dritter Medienanderungsstaatsvertrag). Mit diesem Ge-
setz soll dem Dritten Medienanderungsstaatsvertrag zugestimmt und die Rati-
fikation durchgefiihrt werden. Der Senat hatte der Biirgerschaft (Landtag) den
Entwurf des Staatsvertrages mit Beschluss des Senats vom 16. August 2022
ubersandt (Drucksache 20/1545). Mit dem Ratifizierungsgesetz wird tiberdies
eine redaktionelle Unklarheit im Bremischen Landesmediengesetz behoben.

Der Dritte Mediendnderungsstaatsvertrag beinhaltet Anderungen am Medien-
staatsvertrag. Mit diesem soll eine Starkung des Markenkerns und der publi-
zistischen Wettbewerbsfahigkeit des 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks erreicht
werden. Ein weiteres Anliegen der Reform ist, dass fiir alle Programme, bis auf
.Das Erste”, ,ZDF", die ,Dritten Fernsehprogramme”, ,3sat” und ,ARTE", die
Moglichkeit geschaffen wird, diese in digitale Angebote zu tiberfithren. Ferner
werden mit dem 3. Medienanderungsstaatsvertrag die Moglichkeiten der Gre-
mien gestarkt, die Erfiillung des Auftrags sowie das sparsame und wirtschaftli-
che Handeln der Anstalten zu tiberpriifen.

Finanzielle Auswirkungen sind fir das Land Bremen mit dem Staatsvertrag
nicht verbunden.

Die Biurgerschaft (Landtag) beschlieBt das Zustimmungsgesetz zum Dritten
Medienanderungsstaatsvertrag.



Gesetz zu dem Dritten Mediendnderungsstaatsvertrag

Der Senat verkiindet das nachstehende von der Birgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz:

Artikel 1
Gesetz zur Zustimmung zum Dritten Medienanderungsstaatsvertrag

Dem am 20. Oktober 2022 von der Freien Hansestadt Bremen unterzeichneten
Dritten Mediendanderungsstaatsvertrag wird zugestimmt. Der Staatsvertrag
wird nachstehend veroffentlicht.

Artikel 2
Anderung des Bremischen Landesmediengesetzes

§ 63 Nummer 3 des Bremischen Landesmediengesetzes vom 8. Mai 2018
(Brem.GBIL. S. 177) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 2021
(Brem.GBIL. S. 42), das durch das Gesetz vom 14. Dezember 2021 (Brem.GBI. S.
936) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

+3. § 28 Absatz 1 Nummer 10 und 13 des Telekommunikation-Telemedien-
Datenschutz-Gesetzes ist die oder der Landesbeauftragte fiir Daten-
schutz und Informationsfreiheit und nach § 28 Absatz 1 Nummer 11 des
Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes die Landesme-
dienanstalt,”.

Artikel 3
Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Dritte Mediendanderungsstaatsvertrag nach seinem
Artikel 2 Absatz 2 in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt der Freien Hansestadt
Bremen bekannt zu geben.



Begriindung des Gesetzes zum Dritten Mediendanderungsstaatsvertrag
Zu Artikel 1:

Artikel 1 enthalt die notwendige Zustimmung zum Dritten Mediendnderungs-
staatsvertrag. Dieser wird vollstandig veroffentlicht.

Zu Artikel 2:

Mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung des Bremischen Landesmediengesetz
vom 14. Dezember 2021 (Brem.GBIl. S. 936) wurden die durch das neue Tele-
kommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz (TTDSG) vom 23. Juni 2021
(BGBL. I 1982) neu geregelten Aufgaben mit in die Zustandigkeitsbestimmung
des § 63 Bremisches Landesmediengesetz (BremLMG) einbezogen. Das
TTDSG trat am 1. Dezember 2021 in Kraft und ersetzte unter anderem die bis-
herigen Bestimmungen im Telemediengesetz (TMG) zum Datenschutz.

Mit der Neufassung von § 63 Nummer 3 BremLMG wird die Zustandigkeit fur
Ordnungswidrigkeiten nach dem TTDSG klargestellt. Die Zustandigkeit fir
Ordnungswidrigkeiten folgt der gesetzlich bestimmten Aufsichtszustandigkeit
der oder des Landesbeauftragen fiir Datenschutz und Informationsfreiheit und
der Bremischen Landesmedienanstalt, insoweit nicht die Zustandigkeit der
oder des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit
gegeben ist. Die Zustandigkeitsbestimmung der Bremischen Landesmedienan-
stalt bezieht sich hierbei auf § 28 Absatz 1 Nummer 11 TTDSG. In allen anderen
Fallen, in denen sich die Zuweisung nicht aus diesem Gesetz ergibt, folgt die
Zustandigkeit fir Ordnungswidrigkeiten nach dem TTDSG den allgemeinen
Zustandigkeitsregeln gemaB § 36 Absatz 1 des Gesetzes tiber Ordnungswidrig-
keiten (OWiG).

Zu Artikel 3:

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Das Gesetz wird nicht befristet,
weil es sich um ein Zustimmungsgesetz zu einem Staatsvertrag handelt.

Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 Absatz 2 zum 1. Juli 2023 in Kraft.
Der Tag, an dem die Regelungen des Staatsvertrags in Kraft treten, ist nach
Absatz 2 dieses Gesetzes im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen be-
kannt zu geben. Dies ist notwendig, weil der Staatsvertrag nur dann zum 1. Juli
2023 in Kraft tritt, wenn die Ratifikationsurkunden aller Lander bis zum 30. Juni
2023 hinterlegt werden.



Dritter Staatsvertrag
zur Anderung medienrechtlicher Staatsvertrige
(Dritter Mediendnderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Wiurttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin, -

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland, ' |

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thuringen

schliellen nachstehenden Staatsvertrag:



i

) Artikel 1
Anderung des Medienstaatsvertrages

Der Medienstaatsvertrag vom 14. bis 28. April 2020, geéndert durch den Zweiten
Medienanderungsstaatsvertrag vom 14. bis 27. Dezember 2021, wird wie folgt
geandert: o '

Ts

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe zu § 31 wird wie folgt gefasst:

8 31 Satzungen,‘ Richtlinien und gemeinsame Malistabe, Berichtspflichten,
Publikumsdialog®.

b) Nach der Angabe zu § 32 wird folgende Angabe eingefigt:

| ,§ 32a Einstellung, Uberfiihrung und Austausch von Programmen®.

 In der Praambel wird nach Satz 4 folgender Satz eingeflgt:

,Des Weiteren tragen sie eine Verantwortung, die Grundsatze der Nachhaltigkeit
zuU beachten.” '

§ 26 wird wie folgt geandert:
a) Die Absatze 1 und 2 werden wie folgt gefaést:

,(1) Auftrag der &ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ist, durch die
Herstellung und Verbreitung ihrer Angebote als Medium und Faktor des
Prozesses freier individueller und &ffentlicher Meinungsbildung zu wirken und
dadurch die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedtrfnisse der
Gesellschaft zu erflllen. Die 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben
in ihren Angeboten einen umfassenden Uberblick tUber das internationale,
europédische, nationale und regionale Geschehen in allen wesentlichen
Lebensbereichen zu geben. Sie sollen hierdurch die internationale
Verstandigung, die europdische Integration, den gesellschaftlichen
Zusammenhalt sowie den gesamtgesellschaftlichen Diskurs in Bund und
Landern férdern. Die &ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben die
Aufgabe, ein Gesamtangebot flr alle zu unterbreiten. Bei der
Angebotsgestaltung sollen sie dabei die Mdglichkeiten nutzen, die ihnen aus
der Beitragsfinanzierung erwachsen, und durch eigene Impulse und
Perspektiven zur  medialen  Angebotsvielfalt  beitragen.  Allen
Bevdlkerungsgruppen soll die Teilhabe an der Informationsgesellschaft
ermdglicht werden. Dabei erfolgt eine angemessene Berlicksichtigung aller
Altersgruppen, insbesondere von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen, der Belange von Menschen mit Behinderungen und der
Anliegen von Familien. Die 6ffentlich-rechtlichen Angebote haben der Kultur,
Bildung, Information und Beratung zu dienen. Unterhaltung, die einem
offentlich-rechtlichen Profil entspricht, ist Teil des Auftrags. Der Auftrag im
Sinne der Satze 8 und 9 soll in seiner gesamten Breite auf der ersten
Auswahlebene der eigenen Portale und Uber alle Tageszeiten hinweg in den
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Vollprogrammen wahrnehmbar sein.

(2) Die offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind bei der Erfullung ihres
Auftrags der verfassungsmafigen Ordnung und in besonderem Male der
Einhaltung journalistischer Standards, insbesondere zur Gewabhrleistung einer
unabhangigen, sachlichen, wahrheitsgemaflen und umfassenden Information
und Berichterstattung wie auch zur Achtung von Personlichkeitsrechten
verpflichtet. Ferner sollen sie .die einem offentlich-rechtlichen Profil

entsprechenden Grundsatze der Objektivitat und Unparteilichkeit achten und.

in ihren Angeboten eine maoglichst breite Themen- und Meinungsvielfalt
ausgewogen darstellen.” :

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefugt:
,(3) Die Regelungen in den Absatzen 1 und 2 sowie in § 30 Abs. 3 und 4 dienen
allein dem offentlichen Interesse; subjektive Rechte Dritter werden dadurch
nicht begriindet.” '

c) Die bisherigen Abséatze 3 und 4 werden die Absatze 4 und 5.

§ 28 wird wie folgt gefasst:

.8 28
Fernsehprogramme

(1) Die in der ARD zusa‘mmengeschlossenen La'ndesrundfunkanstalten
veranstalten gemeinsam das Vollprogramm ,Erstes Deutsches Fernsehen (Das
Erste)". , 7 '

(2) Die Dritten Fernsehprogramme einschlieBlich regionaler
Auseinanderschaltungen werden von einzelnen oder mehreren in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten nach MalRgabe ihres
jeweiligen Landesrechts veranstaltet, und zwar jeweils durch

1. den Bayerischen Rundfunk (BR),

2. den Hessischen Rundfunk (HR),

3. den Mitteldeutschen Rundfunk (MDR),

4. den Norddeutschen Rundfunk (NDR),

5. Radio Bremen (RB),

6. den Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB),

7. den Sudwestrundfunk (SWR),

8. den Saarléndischen Rundfunk (SR) und

9. den Westdeutschen Rundfunk (WDR).



(3) Das ZDF veranstaltet das Vollprogramm ,Zweites Deutsches Fernsehen
(ZDF)".

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF veranstalten gemeinsam folgende Fernsehprogramme:

1. das Vollprogramm ,3sat” mit kulturellem Schwerpunkt unter Beteiligung
offentlich-rechtlicher européischer Veranstalter und

2. das Vollprogramm ,arte — Der Europaische Kulturkanal® unter Beteiligung
offentlich-rechtlicher européischer Veranstalter.

(5) Die nach dem Medienstaatsvertrag, in der Fassung des Zweiten
Medienanderungsstaatsvertrages vom 14. bis 27. Dezember 2021, gemaR dessen
§ 28 Abs. 1 Nr. 2 (tagesschau24, EinsFestival), Abs. 2 Nr. 2 (ARD-alpha), Abs. 3
Nr. 2 (ZDFinfo, ZDFneo) sowie Abs. 4 Nr. 3 (PHOENIX — Der Ereignis- und
Dokumentationskanal) und Nr. 4 (KIL.LKA — Der Kinderkanal) veranstalteten
Fernsehprogramme sind weiterhin beauftragt; die Beauftragung geht auf die nach
§ 32a Uberfuhrten, ausgetauschten oder wiederhergestellten oder die nach § 32
veranderten Angebote liber. Die Gesamtzahl der Fernsehprogramme, die von den
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF
veranstaltet werden, darf jeweils die Zahl der zum 30. Juni 2023 verbreiteten
Fernsehprogramme nicht Ubersteigen.”

§ 30 wird wi‘e folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach der Angabe ,§ 2 Abs. 2 Nr. 29" die Worter ,unter
Einbeziehung einer gemeinsamen Plattformstrategie” eingeftigt.

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Sendungen ihrer Programme auf Abruf von europaischen und nicht-
europaischen Werken angekaufter Spielfilme und angekaufter Folgen
von Fernsehserien, die keine Auftragsproduktionen sind, im zeitlichen
Zusammenhang mit der Ausstrahlung in ihren Programmen fiir bis zu
dreilig Tage, wobei die Abrufmdéglichkeit grundsatzlich auf
Deutschland zu beschranken ist; das Angebot dieser nicht-
‘europdischen Werke ist nur zulassig, wenn es sich um Beitrédge zur
Bildung im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 26 oder zur Kultur im Sinne des §
2 Abs. 2 Nr. 27 handelt und sie in besonderem MaRe zum offentlich-
rechtlichen Profil beitragen,”

~ bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefligt:

,3. das Angebot auf Abruf von europaischen und nicht-européischen
Werken im Sinne der Nummer 2 als eigenstandige audiovisuelle
Inhalte fur bis zu dreilig Tage, wobei die Abrufmdéglichkeit
grundsatzlich auf Deutschland zu beschrénken ist; eine zeitlich
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weitergehende Abrufméglichkeit ist im Einzelfall méglich, wenn dies
aus redaktionellen Griinden oder Griinden der Angebotsgestaltung
geboten ist und die weitergehende Bereitstellung in besonderem
MaRe zum &ffentlich-rechtlichen Profil beitragt,”

cc) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 4 und 5.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort , Telemedienangebote” die Worter
,hach MaRgabe des § 26" eingefligt.

d) Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Soweit sie in ihren Telemedienangeboten Empfehlungssysteme nutzen
oder anbieten, sollen diese einen offenen Meinungsbildungsprozess und
_ breiten inhaltlichen Diskurs ermdglichen.”

bb) Folgender Satz wird angeflgt:

,Soweit dies zur Erreichung der Zielgruppe aus journalistisch-
redaktionellen Griinden geboten ist, kénnen sie Telemedien auch
auBerhalb des dafiir jeweils eingerichteten eigenen Portals anbieten.”

e) | In Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 wird nach der Angabe ,Absatz 2 Satz 1 Nr. 2° die
Angabe ,und 3“ eingeflgt.

§ 31 Wird wie folgt geéndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

. 31
Satzungen, Richtlinien und gemeinsame MalRstébe,
Berichtspflichten, Publikumsdialog®.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:
,Der Bericht nach Satz 1 ist den Landesparlamenten zur Kenntnis zu g.eben."
c) Nach Absatz 2 werden die folgenden Abséatze 3 bis 6 eingeflgt:

,(3) Die jeweils =zustdndigen Gremien der ~in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, . des ZDF und des
Deutschlandradios wachen tiber die Erfilllung des Auftrags gemal § 26 sowie
iiber eine wirtschaftliche und sparsame Haushalts- und Wirtschaftsfihrung.

(4) Die Gremien haben die Aufgabe, fur die Angebote der in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und des
Deutschlandradios Richtlinien aufzustellen und die Intendanten in
Programmfragen zu beraten. Die Richtlinien umfassen die Festsetzung
inhaltlicher und formaler Qualitatsstandards sowie standardisierter Prozesse




-6 -

zu deren Uberpriifung; die Richtlinien sind in dem Bericht nach Absatz 2 Satz 1
zu veroffentlichen und regelmaRig zu tberprifen.

(5) Zur besseren Uberpriifbarkeit und Kontrolle der Haushalts- und
Wirtschaftsfihrung setzen die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF. und das Deutschlandradio gemeinsam
unter Einbeziehung ihrer zustandigen Gremien und unter Beriicksichtigung
von Empfehlungen der Kommission zur Uberpriifung und Ermittlung des
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) MaRstabe fest, die geeignet sind,
die Bewertung der Einhaltung der Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit sowie eine vergleichende Kontrolle der Ressourceneffizienz zu
ermdglichen. . '

(6) Die Anstalten treffen MaRnahmen, um sich in einem kontinuierlichen Dialog
mit der - Bevolkerung, insbesondere (Gber Qualitat, Leistung und
Fortentwicklung des Angebots, auszutauschen.”

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7.
7. § 32 wird wie folgt geédndert:
a) Die Absatze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

»(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das
ZDF und das Deutschlandradio konkretisieren die inhaltliche Ausrichtung ihrer
geplanten Telemedienangebote nach § 30 jeweils in Telemedienkonzepten,
die Zielgruppe, Inhalt, Ausrichtung, Verweildauer, die Verwendung
internetspezifischer Gestaltungsmittel sowie die Manahmen zur Einhaltung
des § 30 Abs. 7 Satz 1 naher beschreiben. Die Telemedienkonzepte missen
auch Ausfliihrungen zur Einbindung in die gemeinsame Plattformstrategie im
Sinne des § 30 Abs. 1 enthalten. Es sind angebotsabhéngige differenzierte
Befristungen fiir die Verweildauern vorzunehmen mit Ausnahme der Archive
nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, die unbefristet zuldssig sind; redaktionelle
Grunde oder Griunde der Angebotsgestaltung, die zu einer weitergehenden
Abrufmdglichkeit nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 filhren kénnen, sind
unbeschadet der erforderlichen Einzelfallpriifung in den Telemedienkonzepten
naher zu konkretisieren und regelmaBig zu uUberprifen. Sollen nicht-
europaische Werke nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3 auf Abruf
bereitgestellt werden, ist zu erldutern, wie diese in besonderem Mafle zum
6ffentlich-rechtlichen Profil beitragen. Sollen Telemedien auch auRerhalb des
eingerichteten eigenen Portals angeboten werden, ist dies zu begriinden. Die
insoweit  vorgesehenen  Mallnahmen zur  Berlcksichtigung des
Jugendmedienschutzes, des Datenschutzes sowie des § 30 Abs. 6 Satz 1 sind

- zu beschreiben. Die Aufgabe, Telemedienkonzepte fr
Gemeinschaftsangebote zu erstellen, wird von den beteiligten
Rundfunkanstalten gemeinschaftlich ausgeibt.

(2) Die Beschreibung aller Telemedienangebote muss eine Nachpriifung des
Finanzbedarfs durch die KEF ermd&glichen.”

b) Folgende Abéétze 8 und 9 werden angefugt:



,(8) Soweit dieser Staatsvertrag fiir ein neues oder wesentlich geéndertes
Telemedienangebot ein Verfahren nach MaRgabe der Absatze 4 bis 7
vorsieht, kénnen die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio, um

1. Erkenntnisse zu gewinnen, die sie fir den Vorschlag fir ein neues
Telemedienangebot bendtigen, oder

2. Aufschliisse (ber den voraussichtlichen Bedarf nach dem neuen
Telemedienangebot zu erhalten, oder

3. neuartige technische oder journalistische Konzepte zu erproben,

das neue oder wesentlich geanderte Angebot auch ohne Durchfiihrung des
Verfahrens fiir eine Dauer von héchstens sechs Monaten im Rahmen eines
Probebetriebs veranstalten oder bereitstellen. Um den Ubergang in ein.
regulares Telemedienangebot zu ermdglichen, kann der Probebetrieb um
héchstens weitere sechs Monate verlangert werden, wenn zeitgleich ein
Verfahren nach den Abséatzen 4 bis 7 eingeleitet wird. Die Aufnahme und der
Zeitpunkt des Beginns eines solchen Probebetriebs ist von den Anstalten der
jeweiligen Rechtsaufsicht anzuzeigen.

(9) Die Anstalten haben die Zahl der Nutzer des Probebetriebs insbesondere
durch technische Malknahmen zu beschranken, um zu verhindern, dass der
Probebetrieb der Einfihrung eines neuen oder wesentlich verandeden
Angebots im Sinne der Abséatze 1 und 3 gleichkommt.”

8. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefugt;

,§ 32a
Einstellung, Uberfilhrung und Austausch von Programmen

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF koénnen die in § 28 Abs. 5 Satz 1 genannten Fernsehprogramme ganz oder
teilweise einstellen oder deren Inhalte in Angebote im Internet gleichartigen Inhalts
tberfuhren. Eine Uberfihrung gleichartigen Inhalts gemaR Satz 1 liegt
‘insbesondere auch vor, wenn fiir eine Verbreitung des Angebots im Internet (linear
oder auf Abruf) unter grundlegender Beibehaltung der thematischen inhaltlichen
Ausrichtung des Angebots und der angestrebten Zielgruppe internetspezifische
Gestaltungsmittel eingesetzt werden. Fir Einstellung und. Uberfiihrung, auch
soweit diese in ein Telemedienangebot erfolgt, findet ausschliellich das Verfahren
nach den Absétzen 2 bis 5 Anwendung; § 30 bleibt unberthrt.

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF erstellen Angebotskonzepte, in denen sie jeweils darstellen, welches
Fernsehprogramm oder welche Teile davon eingestellt werden sollen oder wie die
betroffenen Inhalte gegebenenfalls unter Beriicksichtigung internetspezifischer
Gestaltungsmittel in ein Angebot im Internet Gberfuhrt werden sollen. Dabei haben
sie darzulegen, dass der Auftrag auch durch das verénderte Angebot erflillt wird
und die Anderung des Angebots dem Auftrag nach § 26 unter Beriicksichtigung
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des gednderten Nutzerverhaltens dem Entwicklungsbedarf entspricht. Werden
Inhalte ganz oder teilweise in ein Angebot im Internet Uberfihrt, gilt § 32 Abs. 1
Satz 2 und 3 entsprechend; das Angebotskonzept muss auch Ausfilhrungen zur
Einbindung in die gemeinsame Plattformstrategie im Sinne des § 30 Abs. 1
enthalten. Das zustédndige Gremium gibt Dritten in geeigneter Weise,
insbesondere im Internet, Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Gelegenheit zur
Stellungnahme besteht innerhalb einer Frist von mindestens sechs Wochen nach
Veroffentlichung des Vorhabens. Das zusténdige Gremium der Rundfunkanstalt
hat die eingegangenen Stellungnahmen zu prifen. Die Aufgabe,
Angebotskonzepte flir Gemeinschaftsangebote zu erstellen, wird von den
beteiligten Rundfunkanstalten gemeinschaftlich ausgetibt.

(3) Die Angebotskonzepte miissen eine Nachpriifung des Finanzbedarfs durch die
KEF ermdglichen.

(4) Die Entscheidung Uber die Einstellung des Femsehprbgramms und das neue
oder veradnderte Angebotskonzept bedirfen der Zustimmung des zustindigen
Gremiums der Rundfunkanstalt. Die Entscheidung ist zu begriinden.

() Nach Zustimmung des zustandigen Gremiums hat die jeweilige
Rundfunkanstalt der fur die Rechtsaufsicht zustandigen Behérde alle fiir eine
rechtsaufsichtliche Priifung notwendigen Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen zu
Ubermitteln. Nach Abschluss des Verfahrens nach den Absatzen 2 und 3 und nach
Prafung der fiir die Rechtsaufsicht zustandigen Behorde sind die Einstellung des
Fernsehprogramms und das neue oder verdnderte Angebotskonzept im
Internetauftritt der jeweiligen Rundfunkanstalt zu veréffentlichen. In den amtlichen
Verkundungsblattern der betroffenen Lander ist zugleich auf die Vertffentlichung
im Internetauftritt der jeweiligen Rundfunkanstalt hinzuweisen.

(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF kénnen die in § 28 Abs. 5 Satz 1 genannten Fernsehprogramme durch ein
anderes Fernsehprogramm austauschen. Hierfuir gilt das Verfahren gemaB Absatz
2 bis 5 entsprechend.

(7) Ein nach den Absétzen 1 bis 6 eingestelltes, Uberflihrtes oder ausgetauschtes
Angebot kann wiederaufgenommen, selbst eingestellt sowie erneut tberfihrt oder
ausgetauscht werden; dabei ist auch die Uberfiihrung in ein Programm, das nicht
Uber das Internet Obertragen wird, zuldssig. Die Absétze 1 bis 6 gelten
entsprechend. Die Anderung von Telemedienangeboten richtet sich nach § 32.

(8) Durch die Uberfithrung oder den Austausch der in § 28 Abs. 5 Satz 1 genannten
Fernsehprogramme darf kein Mehrbedarf entstehen: dabei bleiben von
Nutzerzahlen abhangige Verbreitungskosten auer Betracht. Im Ubrigen richten
sich die Uberfilhrung oder der Austausch nach § 32 Abs. 4 bis 7 entsprechend:
Absatz 3 bleibt unberthrt."

§ 36 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: -

]

1. die wettbewerbsfahige Fortfilhrung der bestehenden Angebote, die durch
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Staatsvertrag aller Lander beauftragten Fernsehprogramme sowie die
nach § 32a Uberfihrten oder ausgetauschten Angebote
(bestandsbezogener Bedarf),”

b) In Nummer 2 werden cias Wort ,Rundfunkprogramme” durch das Wort
,/Angebote” und das Wort . ,Rundfunkprogrammen“ durch das Wort
JAngeboten” ersetzt.

10. In § 37 Satz 3 wird das Wort ,,Landtagen“l durch das Wort ,Landesparlamenten® |
ersetzt. _ '

11. Die Anlage (zu § 30 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 des Medienstaatsvertrages) Negativliste
offentlich-rechtlicher Telemedien wird wie folgt geandert:

a) In den Nummern 6 und 17 werden jeweils nach dem Wort ,Sendungen” die
~ Werter ,im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3“ eingeflgt.

b) In den Nummern 14 bis 16 werden jeweils nach dem Wort ,Sendung” die
Worter ,im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3" eingefugt.

: - Artikel 2
Kiindigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Fuir die Kiindigung des in Artikel 1 geanderten Medienstaatsvertrages sind die dort
vorgesehenen Kiindigungsvorschriften mal3gebend. :

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2023 in Kraft. Sind bis zum 30. Juni 2023 nicht
alle Ratifikationsurkunden bei der oder dem Vorsitzenden der Konferenz der
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander hinterlegt, wird der
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die oder der Vorsitzende der Konferenz der Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Lander teilt den Landern die Hinterlegung der
Ratifikationsurkunden mit. :

(4) Die Lander werden ermachtigt, den Wortlaut des Medienstaatsvertrages in der
Fassung, die sich aus Artikel 1 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.




Fur das Land Baden-Wurttemberg:

Hannover den 21.10.22

Fur den Freistaat Bayern:

Berlin den 2/11

Fur das Land Berlin:

Hannover den 21.10.22

Fur das Land Brandenburg:
‘Berlin ’ den 2.11.2022
Fur die Freie Hansestadt Bremen:

Hannover - den 21.10.22

Fur die Freie und Hansestadt Hamburg:

Hannover den 21.10.2022

* Fir das Land Hessen:

Hannover den 21.10.22
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Kretschmann

- Sdéder

Franziska Giffey

Dietmar Woidke

L}

Bovenschulte

Tschentscher

Boris Rhein
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Fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Hannover den 21.10.22. Manuela Schwesig

Fiir das Land Niedersachsen:

Hannover den21.10.2022 Stephan Weil

Fiir das Land Nordrhein-Westfalen: _

Hannover ‘den 21.10.2022 Wiist

Fur das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin den2.11.22 = M. Dreyer

Fur das Saarland:

Hannover den 21.10.22 o Anke Rehlinger

Fur den Freistaat Sachsen:

Hannovher den 21.10.22 Kretschmer

Fur das Land Sachsen-Anhalt:

Hannover den 21.10.2022 Dr. Rainer Haseloff
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Fur das Land Schleswig-Holstein:

Hannover den 21.10.2022 Gunther

Fur den Freistaat Thiringen:

Hannover den 21.10.2022 Bodo Ramelow




Begriindung zum Dritten Staatsvertrag zur Anderung medienrechtlicher
Staatsvertrdage (Dritter Mediendnderungsstaatsvertrag)

A. Allgemeines

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander haben am 21. Ok-
tober 2022 und am 2. November 2022 den Dritten Staatsvertrag zur Anderung
medienrechtlicher Staatsvertrage (Dritter Mediendnderungsstaatsvertrag) un-
terzeichnet.

Die Anderungen durch den Dritten Mediendnderungsstaatsvertrag betreffen
ausschlieBlich den Medienstaatsvertrag.

Durch Artikel 1 werden im Medienstaatsvertrag der Auftrag des o6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks sowie die Beauftragung der Angebote der in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutsch-
landradios an die Lebenswirklichkeit verdanderter Mediennutzung angepasst
und flexibler ausgestaltet. Der 6ffentlich-rechtliche Rundfunk hat die Aufgabe,
als Gegengewicht zu den privaten Rundfunkanbietern ein Leistungsangebot
hervorzubringen, das einer anderen Entscheidungsrationalitat als der markt-
wirtschaftlicher Anreize folgt und damit eigene Moglichkeiten der Programm-
gestaltung eroffnet. Er hat so zu inhaltlicher Vielfalt beizutragen, wie sie allein
uber den freien Markt nicht gewdahrleistet werden kann (vergleiche BVerfGE
73, 118 [158 £.]; 74, 297 [325]; 83, 238 [297 f.]; 90, 60 [90]; 114, 371 [388 f.]; 119,
181 [216]). Dabei ist der o6ffentlich-rechtliche Rundfunk nicht auf den gegen-
wartigen statischen Entwicklungsstand in programmlicher, finanzieller und
technischer Hinsicht beschrankt (standige Rechtsprechung, vergleiche
BVerfGE 74, 297 [350]). Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, diesen Auftrag aus-
zugestalten und die entsprechenden medienpolitischen und programmleiten-
den Entscheidungen zu treffen (vergleiche BVerfGE 158, 389 [421]). Mit den
Neuregelungen wird daher sichergestellt, dass der 6ffentlich-rechtliche Rund-
funk auch kiinftig unter den Bedingungen der modernen Massenkommunika-
tion seinem verfassungsrechtlichen Funktionsauftrag (vergleiche BVerfGE 158,
389 [419]) nachkommen kann.

Zugleich wird durch die Anderungen des Medienstaatsvertrages die Rolle der
Gremien in Programmangelegenheiten und in Fragen der Haushaltswirtschaft
betont und gestarkt. Dies entspricht dem stdndigen Auftrag an den Gesetzge-
ber, die Rundfunkordnung, einschlieBlich der Struktur der Rundfunkanstalten
auszugestalten und dabei am Ziel der Vielfaltsicherung auszurichten (verglei-
che BVerfGE 57, 295 [320, 325]; 73, 118 [152 f.]; 121, 30 [51]).

Artikel 2 des Entwurfs regelt Kiindigung, Inkrafttreten und Neubekanntma-
chung.

B. Zu den einzelnen Artikeln

Begriindung zu Artikel 1

Anderung des Medienstaatsvertrages
Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1

Nummer 1 enthélt die aufgrund der nachfolgenden Anderungen notwendig
werdenden Anpassungen des Inhaltsverzeichnisses.

Zu Nummer 2

Die in der Praambel vorangestellten, grundlegenden Ziele und Motive des
Staatsvertragsgebers werden mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit erganzt
und die Achtung ihrer Grundsatze als Zielvorgabe fiir beide Seiten des dualen
Systems aufgenommen. Dem liegt die Wertung des Bundesverfassungsgerich-
tes zugrunde, mit den naturlichen Lebensgrundlagen so sorgsam umzugehen
und sie der Nachwelt in solchem Zustand zu hinterlassen, dass nachfolgende
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Generationen diese nicht nur um den Preis radikaler eigener Enthaltsamkeit
weiter bewahren koénnten (vergleiche BVerfGE 157, 30 [136]).

Zu Nummer 3

In § 26 wird der Funktionsauftrag des offentlich-rechtlichen Rundfunks naher
spezifiziert und ausdifferenziert. Nach standiger Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts ist es Aufgabe des Gesetzgebers, diesen Auftrag auszuge-
stalten und die entsprechenden medienpolitischen und programmleitenden
Entscheidungen zu treffen (vergleiche BVerfGE 158, 389 [421]).

Unter Beibehaltung der bisherigen Satze 1 und 2 wird in den Sétzen 3 und 4
die Bedeutung des o6ffentlich-rechtlichen Angebots als Plattform des gesamtge-
sellschaftlichen Diskurses betont. In der Unterschiedlichkeit der Angebote gilt
es dabei, auch solche Aspekte aufzugreifen, die tiber die Standardformate fiir
das Massenpublikum hinausgehen und die gesamte Bandbreite unterschiedli-
cher Perspektiven und Lebenswirklichkeiten im journalistischen Blick zu be-
halten. Damit verbunden ist gleichzeitig das Ziel, mit einem Gesamtangebot
fir alle samtliche Milieus der Zivilgesellschaft zu erreichen und fir all diese
Gruppierungen einen integrativen, von 6ffentlich-rechtlichen QualitatsmaBsta-
ben gepragten Kommunikations- und Debattenraum zu schaffen.

Satz 5 stellt fiir die Verwirklichung dieses Funktionsauftrages auf die Moglich-
keiten ab, die den Rundfunkanstalten aus ihrer Finanzierung durch Beitrage
erwachsen. Diese Art der Finanzierung begriindet die gesetzgeberische und
gleichzeitig verfassungsgerichtliche Erwartung, ein Angebot hervorzubringen,
das aufgrund der Beitragsfinanzierung einer anderen Entscheidungsrationali-
tat als der 6konomischer Anreize folgt und damit eigene Moglichkeiten der
Programmgestaltung eroffnet (vergleiche BVerfGE 149, 222 [260]), und sich
nicht allein durch Quotenorientierung, sondern durch Qualitat, Innovation, Dif-
ferenzierung, eigene Impulse und vielfdltige Perspektiven auszeichnet.

Satz 6 verstarkt und vertieft durch die Vorgabe, allen Bevolkerungsgruppen die
Teilhabe an der Informationsgesellschaft zu ermoglichen, die integrative Auf-
gabenstellung des 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks. Hierdurch wird an die be-
reits in § 30 Absatz 3 Satz 1 genannte Funktion des 6ffentlich-rechtlichen An-
gebots als Orientierungshilfe angekniipft, die auch die Aufgabe der Vermitt-
lung technischer und inhaltlicher Medienkompetenz umfasst.

Der neue Satz 7 unterstreicht die demokratierelevante Funktion eines breit in
der Gesellschaft verankerten 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks. Mit dieser Be-
tonung wird auch auf die grundlegende Verdnderung der Medienlandschaft
reagiert. Nicht zuletzt um einem Generationenabriss bei der Nutzung o6ffent-
lich-rechtlicher Angebote entgegenzuwirken, wird staatsvertraglich ausdriick-
lich festgeschrieben, alle Altersgruppen, insbesondere aber Kinder, Jugend-
liche und junge Erwachsene als Rezipientinnen und Rezipienten eines qualita-
tiv hochwertigen o6ffentlich-rechtlichen Angebots gezielt anzusprechen. Eine
vergleichbar hohe Aufmerksamkeit gilt den besonderen Anliegen von Fami-
lien. SchlieBlich wird innerhalb der Auftragsbeschreibung der mit dem Zweiten
Medienanderungsstaatsvertrag verankerte Barrierefreiheitsgedanke perpetu-
iert.

In den neuen Satzen 8 und 9 wird der Funktionsauftrag des offentlich-rechtli-
chen Rundfunks weiter spezifiziert und gescharft. In Satz 9 wird dabei, soweit
mit offentlich-rechtlichen Angeboten das Ziel der Unterhaltung verfolgt wird,
die Bindung an das von den Rundfunkanstalten im Rahmen ihrer Programmau-
tonomie auszugestaltende offentlich-rechtliche Profil besonders hervorgeho-
ben und mit der Auftragserfillung verkntuipft. Dies schlieit Inhalte mit allein
unterhaltender Zielsetzung nicht aus, begriundet aber eine Verpflichtung fur
die Rundfunkanstalten, dass zur Erfillung ihres Auftrages ihr offentlich-recht-
liches Profil auch bei solchen Angeboten und Formaten zum Ausdruck kommt.

Satz 10 legt fest, dass die in den Satzen 8 und 9 beschriebene Breite des Auf-
trags auf der ersten Auswahlebene der Mediatheken und tber alle Tageszeiten
hinweg in den nach dem Medienstaatsvertrag beauftragten Vollprogrammen
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wahrnehmbar sein soll. Andere als diese Vollprogramme sind von der Rege-
lung nicht betroffen. Durch die Regelung wird der steigenden Bedeutung der
Auffindbarkeit einzelner Inhalte Rechnung getragen. Der Hinweis auf den Auf-
trag im Sinne der Satze 8 und 9 stellt dabei klar, dass sich Satz 10 auf die ge-
samte Breite des Auftrages in funktionaler Hinsicht bezieht. Diese funktionelle
Breite bedeutet nicht zwingend eine umfassende inhaltliche Breite. Angebote
zu Spartenthemen oder fiir spezifische Zielgruppen (zum Beispiel Sport, Inhalte
fir Kinder oder Wirtschaftsnachrichten) bleiben daher weiterhin maéglich.

Auch im Falle moglicher Flexibilisierungen des Angebotsportfolios im Sinne
der §§ 28 und 32a gelten diese Auftragsvorgaben und inhaltlichen Ziele gemaft
den Séatzen 1 bis 10 unbeschrankt fort.

Absatz 2 definiert allgemeine Grundsdtze, denen der offentlich-rechtliche
Rundfunk verpflichtet ist und die qualitativ das Profil der 6ffentlich-rechtlichen
Angebote pragen sollen. Fir die o6ffentlich-rechtlichen Angebote werden da-
nach tiber die fiir Telemedien allgemein in §§ 17 und 19 sowie fiir private Rund-
funkveranstalter in § 51 verankerten Grundsatze hinausgehende besondere
Anforderungen gestellt.

In Satz 1 wird neben der Bindung der 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
an die verfassungsmaBige Ordnung die Pflicht statuiert, in besonderem Male
die Einhaltung journalistischer Standards sicherzustellen. Dabei hat der 6ffent-
lich-rechtliche Rundfunk nicht notwendig strengere als die allgemein aner-
kannten journalistischen Grundsédtze anzulegen; in jedem Fall ist er jedoch
verpflichtet, der Einhaltung dieser allgemein anerkannten journalistischen
Grundsatze in besonderer Weise Rechnung zu tragen und durch geeignete
MaBnahmen die Verwirklichung dieser Grundsatze zu gewahrleisten. Der Auf-
trag kritischer Berichterstattung, einschlieBlich der Moéglichkeit zur Verdachts-
berichterstattung bleibt hiervon unbertihrt. Hervorgehoben werden bei den zu
erflillenden journalistischen Standards die Gewahrleistung einer unabhéngi-
gen, sachlichen, wahrheitsgemaBen und umfassenden Information und Bericht-
erstattung sowie die Achtung von Personlichkeitsrechten. Dies korrespondiert
mit der besonderen Aufgabe des o6ffentlich-rechtlichen Rundfunks, durch au-
thentische, sorgfaltig recherchierte Informationen, die Fakten und Meinungen
auseinanderhalten, die Wirklichkeit nicht verzerrt darzustellen und das Sensa-
tionelle nicht in den Vordergrund zu ricken. Die Bedeutung dieser Grundsatze
ist im Lichte der Entwicklung der Kommunikationstechnologie und insbeson-
dere der Informationsverbreitung uber das Internet weiter gestiegen (verglei-
che BVerfGE 149, 222 [261 {.]).

Dartiber hinaus werden in Satz 2 die bereits bisherin § 26 Absatz 2 enthaltenen
Grundsatze fortgeschrieben. Die Rundfunkanstalten haben danach die
Grundsatze der Objektivitat und Unparteilichkeit zu achten und in ihren An-
geboten eine moglichst breite Themen- und Meinungsvielfalt ausgewogen dar-
zustellen. Auch hiermit wird auf die Erfillung der verfassungsrechtlichen
Anforderungen Bezug genommen, die im Besonderen den o6ffentlich-rechtli-
chen Rundfunk binden. Er ist zu einem Angebot verpflichtet, das einer gegen-
standlichen und meinungsmaBigen Vielfalt entspricht (vergleiche BVerfGE 90,
60 [90]; 119, 181 [219]; 136, 9 [29 {.]). Die Bindung der Rundfunkanstalten an
die Grundsatze der Objektivitat und Unparteilichkeit steht dabei Formaten
nicht entgegen, die bewusst und erkennbar subjektiv sind, beispielsweise Mei-
nungen, Kommentare oder Kabarett und Satire. Solche Formate sind Teil der
abzubildenden Meinungsvielfalt. Insbesondere Information und Berichterstat-
tung haben jedoch objektiv und unparteilich zu sein.

Die in Absatz 2 niedergelegten Grundsatze und deren Einhaltung konnen im
Rahmen der von den Gremien zu entwickelnden Richtlinien zur Festsetzung
insbesondere inhaltlicher und formaler Qualitatsstandards nach § 31 Absatz 4
konkretisiert werden.

In Absatz 3 wird klargestellt, dass die Absdatze 1 und 2 sowie § 30 Absatz 3 und
4 allein der im offentlichen Interesse liegenden Bestimmung des offentlich-
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rechtlichen Funktionsauftrages dienen und daher keinen Drittschutz begrin-
den. Ziel dieser Regelungen war und ist nicht die Abgrenzung des Tatigkeits-
raumes der Offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu privaten Anbietern.
Auch die gegentiber § 26 in seiner bisherigen Fassung vorgenommenen Prazi-
sierungen des Auftrages sind nicht in diesem Sinne zu verstehen. Durch diese
Prazisierungen wird vielmehr sichergestellt, dass die verfassungsgerichtlich
geforderte Bestimmung des Auftrages auch angesichts der im Rahmen der Pro-
grammbeauftragung (vergleiche §§ 28, 32a) ermdglichten Flexibilitat weiterhin
hinreichend konkret durch den Gesetzgeber erfolgt. Mit der Klarstellung in Ab-
satz 3 ist zudem nicht die Aussage verbunden, dass im Umkehrschluss anderen,
den offentlich-rechtlichen Rundfunk betreffende Bestimmungen des Medien-
staatsvertrages ein drittschiitzender Charakter zukommt. Das Recht zur Pro-
grammbeschwerde bleibt von Absatz 3 unberiihrt.

Zu Nummer 4

In § 28 wird die Beauftragung der 6ffentlich-rechtlichen Fernsehprogramme im
Lichte der verfassungsrechtlichen Vorgaben zukunftsgerecht an die Lebens-
wirklichkeit veranderter Mediennutzung in einer konvergenten Medienwelt
angepasst und flexibler ausgestaltet. Der o6ffentlich-rechtliche Rundfunk ist
nicht auf den gegenwartigen statischen Entwicklungsstand in programmlicher,
finanzieller und technischer Hinsicht beschrankt (vergleiche BVerfGE 74, 297
[350]; 158, 389 [419]). Mit der Neuregelung wird daher sichergestellt, dass der
offentlich-rechtliche Rundfunk auch kiinftig unter den Bedingungen der mo-
dernen Massenkommunikation auch und gerade in diesem von Konzentrati-
ons- und Monopolisierungstendenzen gepragten Umfeld seinem verfassungs-
rechtlichen Funktionsauftrag (vergleiche BVerfGE 158, 389 [419]) nachkom-
men kann. Hierbei finden auch die positiven Erfahrungen mit einer flexibleren
Form staatsvertraglicher Angebotsbeauftragung im Rahmen des gemeinsamen
Jugendangebotes ,funk” (vergleiche § 33) Berticksichtigung. Den Erfordernis-
sen, das Offentlich-rechtliche Angebot fortzuentwickeln, kann das bisherige
statische Verfahren der Einzelbeauftragung konkreter Programme nicht in
gleicher Weise Rechnung tragen. Von dieser Flexibilisierung betroffen ist indes
allein der Weg der Auftragserfiillung, insbesondere durch die erweiterte Mog-
lichkeit des Einsatzes alternativer Verbreitungsformen und internetspezifischer
Gestaltungsmittel, nicht aber der konkrete, in § 26 definierte Funktionsauftrag
als solcher.

Zusammen mit den in § 32a neu eingefiuhrten Verfahrensregeln genugt diese
Form der Beauftragung auch den europarechtlichen Erfordernissen, wonach
eine konkrete Beauftragung der jeweiligen Programme auf staatsvertraglicher
Grundlage oder durch ein vergleichbar abgesichertes Verfahren erforderlich ist
(vergleiche Europaische Kommission K[2007] 1761 endg. vom 24. April 2007;
entsprechend auch Mitteilung der Kommission tiber die Anwendung der Vor-
schriften uber staatliche Beihilfen auf den 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk vom
27. Oktober 2009 (2009/C 257/01), insbesondere Ziffer 47).

Die in den Absatzen 1 bis 4 aufgefuhrten Vollprogramme beziehungsweise
nach MaBlgabe des jeweiligen Landesrechts von den in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten veranstalteten Dritten Fernsehprogram-
me bleiben weiterhin konkret und dauerhaft linear beauftragt. Den bundeswei-
ten Vollprogrammen , Erstes Deutsches Fernsehen (Das Erste)” (Absatz 1) und
+Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)" (Absatz 3) kommt als lineare Angebote
weiterhin eine erhebliche gesamtgesellschaftliche und bundesweite Integrati-
onsfunktion im Sinne des Auftrags geméB § 26 Absatz 1 zu. Ahnliches gilt in
Bezug auf regionale Belange, Vielfalt und Identitdt fur die von den Landes-
rundfunkanstalten nach MaBgabe des Landesrechts veranstalteten Dritten
Fernsehprogramme einschlieBlich regionaler Auseinanderschaltungen (Absatz
2). Gemal Absatz 4 bleiben auch die mit europaischen Partnern veranstalteten
Gemeinschaftsprogramme der in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und des ZDF ,3sat” und ,arte — Der Europaische Kulturka-
nal“ aufgrund ihrer europaischen Integrationskraft sowie der jeweils staats-
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ubergreifenden vertraglichen (,3sat”) beziehungsweise voélkervertraglichen
(»arte”) Grundlagen weiter als lineare Fernsehprogramme beauftragt.

Die in Absatz 5 genannten weiteren ,Spartenprogramme” (,tagesschau24”,
«Eins-Festival”, ,ARDalpha”, ,ZDFinfo"”, ,ZDFneo”, ,PHOENIX - Der Ereig-
nis- und Dokumentationskanal” und ,KI.KA - der Kinderkanal”), welche bis-
lang ausdrucklich als lineare Programme beauftragt waren, konnen durch die
Rundfunkanstalten in eigener Verantwortung nach MaBlgabe der §§ 32 und 32a
eingestellt, iberfiihrt, ausgetauscht oder wiederhergestellt werden. Satz 1 stellt
klar, dass diese flexibel beauftragten Programme bis zu einer entsprechenden
Weiterentwicklung durch die Rundfunkanstalten weiterhin linear beauftragt
sind (1. Halbsatz) und dass deren gesetzliche Beauftragung auf die nach § 32a
uberfiihrten, ausgetauschten, wiederhergestellten oder die nach § 32 verander-
ten Angebote libergeht (2. Halbsatz). Der inhaltlich bestimmte, gesetzliche
Auftrag bleibt somit unbertihrt, die Rundfunkanstalten sind mithin zur inhaltli-
chen Erbringung entsprechender Angebote unverandert verpflichtet. Lediglich
die zur Auftragserfiillung zur Verfiigung stehenden - alternativen — Ausspiel-
wege und (internetspezifischen) Gestaltungsmittel/Ausdrucksformen werden
sach- und adressaten-/zielgruppengerecht erweitert. Satz 2 legt zudem - nicht
zuletzt aufgrund des europarechtlichen Erfordernisses der konkreten und
transparenten Beauftragung und des Gebots der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit im Sinne des § 36 Absatz 1 — fest, dass durch die eingerdaumten Még-
lichkeiten der Flexibilisierung kein quantitativer Angebotszuwachs gegentiber
den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Dritten Mediendanderungsstaatsver-
trages jeweils bestehenden linearen Fernsehprogrammen erfolgen darf.

Zu Nummer 5

In § 30 Absatz 1 wird der Rahmen fiir 6ffentlich-rechtliche Telemedienangebote
um eine gemeinsame Plattformstrategie ergdanzt. Die Selbststandigkeit der ein-
zelnen Rundfunkanstalten bleibt hierdurch unangetastet, durch eine gemein-
same Plattformstrategie sollen jedoch publizistische, technische und wirt-
schaftliche Synergieeffekte ermoglicht werden. § 32 Absatz 1 Satz 2 und § 32a
Absatz 2 Satz 3 verpflichten die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio, in Telemedienkonzep-
ten darzulegen, wie Angebote in die gemeinsame Plattformstrategie
eingebunden werden.

In Absatz 2 Satz 1 werden entsprechend der durch die §§ 28 und 32a einge-
fihrten Moglichkeit, bisher linear beauftragte Angebote auf Abruf auszuge-
stalten und damit teilweise oder vollstandig in Telemedienangebote zu
uberfiihren, die inhaltlichen MaBgaben zur Angebotsgestaltung im Fernseh-
und Onlinebereich angeglichen. Die Anpassungen betreffen angekaufte
Werke mit fiktionalen Inhalten, mithin Spielfilme und Folgen von Fernsehse-
rien, die bisher den Begrenzungen in Nummer 2 sowie in Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 2 unterworfen sind. Soweit die Anpassungen die Verweildauern betreffen,
beruhren sie nicht Eigen-, Co- und Auftragsproduktionen der Rundfunkanstal-
ten. Diese unterliegen weiterhin keinen spezifischen gesetzlichen Verweildau-
ervorgaben. Gleichwohl haben die Rundfunkanstalten auch hier bei der Fest-
legung von Verweildauern (§ 32 Absatz 1 Satz 2 und § 32a Absatz 2 Satz 3)
neben dem Ziel der Auftragserfullung die allgemeinen Grundsatze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zu achten und die Refinanzierungsinteressen
der an der Finanzierung der Werke Beteiligten zu bertucksichtigen, um deren
wirtschaftliche Verwertung der Produktionen nicht unangemessen zu behin-
dern. Die auch nach den fortgeschriebenen Nummern 2 und 3 weiterhin beste-
henden Begrenzungen fur angekaufte fiktionale Werke — auch in ihrer Ab-
stufung zwischen europaischen und nichteuropaischen Werken - sind Aus-
druck der Erwartung, dass insbesondere eigeninitiierte Beitrage, mithin Ei-
gen-, Co- und Auftragsproduktionen der offentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten im besonderen MafBe geeignet sind zur eigenen Profilbildung beizutra-
gen. Durch sie konnen gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Pers-
pektiven, Themen und Werte in Deutschland in ihrer Vielfalt aufgegriffen und
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vermittelt werden. Mit den Anpassungen wird zugleich anerkannt, dass An-
kaufproduktionen — insbesondere aus dem nationalen und europdischen Raum
— im Lichte der gemeinsamen Werte- und Kulturgemeinschaft ihren eigenen
Vielfaltsbeitrag leisten konnen. Die Moglichkeit, auch nicht europdische Werke
im Online-Angebot auf Abruf vorzuhalten, adressiert die mit den §§ 28 und 32a
eroffneten Moglichkeiten der Angebotsgestaltung mit Blick auf die bislang be-
reits im linearen Bereich bestehenden Moglichkeiten. Die Einbeziehung quali-
tativ hochwertiger Ankaufproduktionen auch aus dem auBereuropaischen
Ausland in das Online-Angebot kann erganzend zu einer moglichst breiten
Vielfalt im Sinne einer internationalen Perspektive und Starkung der Selbstre-
flexion beitragen. Gleichwohl stehen nichteuropaische Werke weiterhin nicht
im Fokus der Angebotsgestaltung. Der Begriff des europaischen Werkes nimmt
wie bisher auf die Begriffsbestimmung der AVMD-Richtlinie Bezug.

Nummer 2, die wie bisher die sendungsbezogene Prasentation angekaufter
Werke regelt, raumt einen Zeitraum von bis zu 30 Tagen im Zusammenhang
mit der jeweiligen Ausstrahlung ein. Neben dem bereits bisher méglichen
»Catchup” nach Ausstrahlung wird damit nun auch ein ,Online first” ermég-
licht. Die Frist von 30 Tagen bestimmt eine Obergrenze; sie berticksichtigt
Rechte, die fiir eine ergdnzende Online-Verwertung (insbesondere fiir das
.Catchup”) bereits vorliegen, muss jedoch vonseiten der Rundfunkanstalten
nicht ausgeschopft werden. Im Sinne der Profilscharfung ist die Prasentation
nichteuropdischer Werke im Online-Angebot dabei auf solche begrenzt, die der
,Bildung"” oder ,Kultur” nach den Definitionen des § 2 Absatz 2 Nummer 26
und Nummer 27 zuzurechnen sind. Die Zulassigkeit der Einbindung nichteu-
ropaischer Werke im Online-Angebot wird zusatzlich daran geknipft, dass sie
in besonderem MaBe dem o6ffentlich-rechtlichen Profil im Sinne des § 26 ent-
sprechen oder zu diesem beitragen. In den Telemedienkonzepten sind hierzu
allgemeine Grundsatze aufzustellen und regelmaBig zu Gberpriifen (vergleiche
§ 32 Absatz 1 Satz 3 und § 32a Absatz 2 Satz 3). Diese allgemeinen Grundsatze
bilden bei der konkreten Angebotsgestaltung den im Einzelfall zu priufenden
Rahmen.

Mit der neu eingefiigten Nummer 3 dirfen angekaufte Werke, ohne dass es
eines Sendungsbezugs im Sinne der Nummer 2 bedarf, als eigenstandige audi-
ovisuelle Inhalte fiir bis zu 30 Tage auf Abruf angeboten werden. Die Ober-
grenze von 30 Tagen stellt dabei, wie auch bei der bisher allein sendungs-
bezogenen Regelung, keine Grenze dar, die ausgeschopft werden muss; auch
ist sie nicht auf einen zusammenhdngenden Zeitraum im jeweiligen Lizenzie-
rungsrahmen begrenzt. Im zweiten Halbsatz wird dartber hinaus festgeschrie-
ben, dass die nicht sendungsbezogene Zurverfigungstellung im Einzelfall auch
uber 30 Tage hinausgehen darf. Mit dieser — an enge Voraussetzungen ge-
kniipften — Offnung wird beriicksichtigt, dass es einen konkreten Bedarf im
Sinne der Auftragserfillung geben kann, ein bestimmtes Werk langer oder er-
neut im Telemedienangebot einzustellen. Im linearen Bereich ist bereits heute
eine wiederholte Ausstrahlung im Rahmen der redaktionellen Gestaltung mog-
lich. Die Offnung ist daran gekniipft, dass eine verldngerte oder erneute Ein-
stellung aus redaktionellen Grinden oder Grunden der Angebotsgestaltung
geboten ist und die weitergehende Bereitstellung im besonderen Mafle zum
offentlich-rechtlichen Profil beitragt. Redaktionelle Grunde koénnen beispiels-
weise aktuelle politische oder gesellschaftliche Ereignisse sein, die die verlan-
gerte oder erneute Prasentation eines Werkes als geboten erscheinen lassen,
wdahrend Grinde der Angebotsgestaltung beispielsweise in der sukzessiven
Veroffentlichung zusammenhangender Werke, mithin Serien, liegen konnen.
Die beiden Fallkategorien haben die Rundfunkanstalten in ihren Telemedien-
konzepten naher auszugestalten (vergleiche § 32 Absatz 1 Satz 3 und § 32a
Absatz 2 Satz 3). Bei der konkreten Angebotsgestaltung muss im Einzelfall ge-
pruft werden, ob eine der konkretisierten Fallkategorien vorliegt, die Verlan-
gerung oder erneute Prasentation geboten ist und sie dariber hinaus in
besonderem MafBe zum o6ffentlich-rechtlichen Profil beitragt. Mit dem Verweis
auf das offentlich-rechtliche Profil wird auf die Auftragsbestimmung des § 26
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Bezug genommen, welche durch Richtlinien nach § 31 Absatz 4 durch die je-
weils zustdandigen Gremien konkretisiert werden kann.

In Absatz 3 wird redaktionell klargestellt, dass auch die Gestaltung der offent-
lich-rechtlichen Telemedienangebote im Rahmen und nach MaBigabe der Vor-
gaben zum Funktionsauftrag nach § 26 Absatz 1 erfolgt.

Die Erganzung in Absatz 4 Satz 2 zu Empfehlungssystemen tragt der Wirkung
offentlich-rechtlicher Medien als Medium und Faktor des Prozesses freier indi-
vidueller und offentlicher Meinungsbildung auch im Online-Bereich Rech-
nung. Aufgrund der zunehmenden Nutzung 6ffentlich-rechtlicher Telemedien
steigt die Bedeutung der hierbei verwendeten Empfehlungsalgorithmen. Der
Abbildung inhaltlicher Vielfalt kommt in diesem Zusammenhang eine beson-
dere Bedeutung zu. Im Gegensatz zu Empfehlungssystemen, die dazu tendie-
ren, dem Einzelnen zunehmend gleichartige Inhalte (, more of the same") vor-
zuschlagen, stellt Satz 2 klar, dass der Fokus von Empfehlungssystemen 6ffent-
lich-rechtlicher Anstalten in der Mdoglichkeit liegen soll, den Nutzerinnen und
Nutzern algorithmisch unterstiitzt auch neue Themen und Perspektiven zu er-
offnen, um so die Basis des fiir eine funktionierende Demokratie wichtigen ge-
sellschaftlichen Meinungsbildungsprozesses und Diskurses zu verbreitern.

Die Verschiebung des bisherigen Satzes 2 in Satz 5 ist rein redaktionell. Eine
Anderung der Rechtslage folgt hieraus nicht.

Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 wird infolge der Anderungen in § 30 Absatz 2 Satz
1 redaktionell angepasst.

Zu Nummer 6

In § 31 werden Regelungen zur Erhéhung der Transparenz und Starkung der
Gremien erganzt.

Nach dem neu angefiigten Absatz 2 Satz 2 ist der von den in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, dem ZDF und dem Deutschland-
radio regelmaBig zu veroffentlichende Bericht tiber die Erfiilllung ihres jewei-
ligen Auftrages, tuber die Qualitat und Quantitdt der bestehenden Angebote
sowie die Schwerpunkte der jeweils geplanten Angebote den Landtagen zur
Kenntnis zu geben. Damit wird die Transparenz erh6ht und eine starkere Aus-
einandersetzung mit der Erfiilllung des Auftrages in den demokratisch legiti-
mierten Landesparlamenten ermoglicht.

Die neu eingefiigten Absatze 3 bis 6 starken die Gremien und dienen der Viel-
faltssicherung. Die Rundfunkordnung einschlieBlich der Struktur der offent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten ist durch den Gesetzgeber auszugestalten
und dabei am Ziel der Vielfaltsicherung auszurichten (vergleiche BVerfGE 57,
295 [320, 325]; 73, 118 [152£.]; 121, 30 [51]). Hierbei hat der Gesetzgeber einen
weiten Gestaltungsspielraum. In Wahrnehmung dieser Verantwortung wird die
Intendantin oder der Intendant einer Rundfunkanstalt in eine umfassende Auf-
sicht im Programmbereich durch plural besetzte Gremien und bei der Finanz-
aufsicht durch Verwaltungsrate eingebunden. Diese Aufsicht erfordert einen
wirksamen Einfluss auf die Wahrnehmung des Rundfunkauftrages im Sinne
des § 26, wobei Vielfalt, Qualitdt und gesamtgesellschaftlicher Reichweite der
offentlich-rechtlichen Angebote eine besondere Bedeutung zukommt. Bei ihrer
gesamten Tatigkeit steht es den Gremien frei, externe Sachverstandige in die
Beratungen einzubeziehen und Gutachten zu Sachfragen zu beauftragen.

Mit dem neuen Absatz 3 wird hervorgehoben, dass die Gremien der offentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten tiber die Erfiillung des Auftrages und tiber eine
wirtschaftliche und sparsame Haushalts- und Wirtschaftsfihrung wachen. Ab-
satz 3 beschreibt damit grundsatzliche Aufgaben der Gremien im Rahmen ihrer
Aufsicht.

Der neue Absatz 4 betont und starkt zugleich die Rolle der Gremien in Pro-
grammangelegenheiten. Die Regelung schafft zudem mehr Transparenz. Auf-
gabe der Gremien ist in Anlehnung an bereits bestehende staatsvertragliche
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Regelungen (§ 20 des ZDF-Staatsvertrages, § 20 des Deutschlandradio-Staats-
vertrages) fur die Angebote ihrer jeweiligen 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten Richtlinien aufzustellen und die jeweilige Intendantin oder den
jeweiligen Intendanten in Programmfragen zu beraten. Die Richtlinien bein-
halten dabei auch ein System zur Sicherung der Qualitat, indem die Gremien
inhaltliche und formale Qualitatsstandards (zum Beispiel in Bezug auf Rele-
vanz, thematische Vielfalt, Intensitdt der regionalen Berichterstattung, Profes-
sionalitat, inhaltliche Einordnung, redaktionelle Eigenleistungen) sowie stan-
dardisierte Prozesse zu deren Uberpriifung (zum Beispiel Programmstruktur-
analysen, Soll-Ist-Vergleiche) festlegen. Dabei liegt es in der Gestaltungsfrei-
heit der Gremien sachgerechte MafBistabe und Prozesse zu bestimmen und re-
gelmaBig den Aktualisierungsbedarf zu uberprifen. Welche Gremien inner-
halb der Anstalten zustandig sind, bestimmt sich nach den Regelungen der Ge-
setze und Staatsvertrage zu den einzelnen Rundfunkanstalten. Satz 2 verpflich-
tet durch seinen Verweis auf § 31 Absatz 2 die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio, die Richt-
linien in den Berichten iiber die Erfillung ihres jeweiligen Auftrages zu ver-
offentlichen. Damit wird die Transparenz gegeniiber der Offentlichkeit und
den Landesparlamenten erhoht.

Der neue Absatz 5 greift den allgemein geltenden Grundsatz einer an Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit auszurichtenden Haushaltswirtschaft des o6f-
fentlich-rechtlichen Rundfunks auf und starkt zugleich die Gremienaufsicht.
Zur besseren Uberpriifbarkeit und Kontrolle der Haushalts- und Wirtschafts-
fihrung haben die 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten unter Einbezie-
hung ihrer zustdandigen Gremien anstaltsiibergreifend harmonisierte einheit-
liche und vergleichbare MafBistabe zu entwickeln, die geeignet sind, die Bewer-
tung der Einhaltung der Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
sowie eine vergleichende Kontrolle der Ressourceneffizienz zu ermdoglichen.
Hierzu konnen unter anderem Kennzahlen insbesondere zu programmlichen
Leistungen wie beispielsweise Ressourceneinsatz und Kostenstrukturen fir
Programmformate, Kosten pro Sendeminute oder Nutzerzahl, Livestreaming,
die Entwicklung von Beschaftigtenstrukturen, Aufwand und Kapazitaten bei
festangestellten und freien Mitarbeitenden zdhlen, aber auch informative
Ubersichten und Zeitreihenvergleiche, die eine vergleichende Betrachtung
und Kontrolle ermoglichen. Eine wirksame Kontrolle durch die Gremien setzt
voraus, dass sie in der Lage sind, vor finanzwirksamen Entscheidungen die je-
weiligen Vor- und Nachteile ihrer Entscheidung zu beurteilen und auf der
Grundlage von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, harmonisierten Bench-
marks und anstaltsibergreifenden Vergleichen mogliche Synergie- und Wirt-
schaftlichkeitspotenziale einzuschatzen. Die Kommission zur Uberpriifung und
Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) gibt bereits jetzt in
ihren Berichten regelmaBig Hinweise auf mogliche MaBstabe. Empfehlungen
der KEF sind bei den im Zusammenwirken von oOffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten und Gremien festzulegenden MafBstdaben zu berucksichtigen.

Nach dem neuen Absatz 6 sind die offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
gehalten, in einen regelmaBigen, gesamtgesellschaftlichen Dialog mit der Be-
volkerung zu treten. Absatz 6 enthalt beispielhaft angebotsbezogene Fragestel-
lungen, ist aber durch seinen nicht abschlieBenden Charakter nicht darauf
begrenzt. Der gegenseitige Austausch ermoglicht einerseits den Intendantin-
nen und Intendanten sowie den Gremien der offentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten, dem Grundsatz der Vielfaltssicherung folgend Angebot und Aufga-
benerfillung zu reflektieren. Andererseits wird eine hohere Transparenz fur
die Offentlichkeit und ein unmittelbarer Austausch zwischen den 6ffentlich-
rechtlichen Anstalten und den Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern auf
breiter gesellschaftlicher Basis geschaffen.

Zu Nummer 7

Nach § 32 Absatz 1 sind die Rundfunkanstalten verpflichtet, die inhaltliche
Ausrichtung ihrer Telemedienangebote zu konkretisieren. Hierzu gehort unter
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anderem die Bestimmung angebotsabhangiger differenzierter Befristungen fur
die Verweildauern.

Ergéanzt wird diese MaBgabe nunmehr in Satz 3 um die Anforderung, moégliche
redaktionelle Griinde oder Griinde der Angebotsgestaltung, die jeweils zu ei-
ner weitergehenden Abrufmoglichkeit nach § 30 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3
fihren konnen, ndher zu konkretisieren und regelmafBig zu uiberpriifen. Die er-
stellten und mit dem Telemedienkonzept transparent gemachten Konkretisie-
rungen dienen als MaBstab fir die jeweils im Einzelfall erforderliche Prifung,
ob das erneute oder verlangerte Einstellen eines Werkes im Online-Angebot
gerechtfertigt und damit nach § 30 Absatz 5 zulassig ist.

Nach MaBigabe des neu eingefiigten Satz 4 sollen in den Telemedienkonzepten
zudem allgemeine Kriterien dafiir aufgestellt werden, wann beziehungsweise
in welchem Rahmen nichteuropédische Werke, die nach § 30 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 oder 3 auf Abruf bereitgestellt werden sollen, als geeignet erachtet
werden, in besonderem MaBe zum o6ffentlich-rechtlichen Profil beizutragen.
Auch dies ist Grundlage fur die Priifung im Einzelfall, ob ein spezifisches Werk
diesen selbst gesetzten und transparent gemachten Kriterien entspricht.

Der Hinweis in Satz 7 auf die gemeinschaftliche Austibung bei Gemeinschafts-
angeboten ist deklaratorisch und folgt bereits aus § 28 Absatz 5 in Verbindung
mit § 28 Absatz 4 alte Fassung. Wie die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF die gemeinschaftliche Verantwortung
im Einzelnen wahrnehmen und ausfiillen, obliegt ihrer Organisationsentschei-
dung und Programmhoheit. Denkbar ist hier insbesondere das bereits im line-
aren Bereich praktizierte Prinzip der Federfiihrung.

Der neu angefiigte Absatz 8 eréffnet auf staatsvertraglicher Basis die Moglich-
keit, unterhalb der Schwelle eines Drei-Stufen-Tests denkbare neuartige For-
mate zu erproben. Insoweit wird die bereits heute beispielsweise in der
Richtlinie der ARD zu , ARD-Genehmigungsverfahren fiir neue oder wesentlich
verdnderte Gemeinschaftsangebote von Telemedien” vorgesehene Moglich-
keit eines Testbetriebes staatsvertraglich verankert und somit klar definierten
MaBgaben unterworfen. Satz 1 definiert die Kriterien, die erforderlich sind, um
diesen Testbetrieb zu ermdéglichen. Der Probetrieb muss nétig sein, um Er-
kenntnisse zur Weiterentwicklung des Online-Angebots zu gewinnen (Num-
mer 1), eine strategische Einordnung durch Aufschliisse tiber den voraussicht-
lichen Bedarf zu ermoéglichen (Nummer 2) oder um technische oder journalisti-
sche Parameter zu analysieren (Nummer 3). Ziel hierbei ist es, die erforderli-
chen Informationen zu erhalten, um neue Angebote publizistisch und technisch
sinnvoll auszugestalten und entsprechende Investitionen in neue Angebote zu
rechtfertigen. Zugleich koénnen die Ergebnisse des Probebetriebs die Entschei-
dung der Gremien, die gutachterliche Bewertung (§ 32 Absatz 5 Satz 4), die
Nachprufung durch die KEF (§ 32 Absatz 2) und die Beurteilung Dritter (§ 32
Absatz 5 Satz 1) erleichtern. Nach Satz 2 ist ein solcher Probebetrieb nur dann
zulassig, wenn dieser zeitlich auf ein halbes Jahr oder durch eine einmalige
Verlangerung um zusatzliche sechs Monate bei gleichzeitigem Beginn eines
Drei-Stufen-Test-Verfahrens auf maximal ein Jahr befristet ist. Durch diese kla-
ren zeitlichen Rahmenbedingungen wird ein unterbrechungsfreier Ubergang
in einen allgemeinen Regelbetrieb ermoglicht. Dabei ist es auch wahrend der
ersten sechs Monate moglich, dass das Verfahren nach § 32 Absatz 4 bis 7 ein-
geleitet wird. Aufgrund der Vorgaben der Satze 1 und 2 und der durch Satz 3
vorgeschriebenen vorherigen Anzeigepflicht bei Aufnahme des Probebetriebs
bei der zustandigen Rechtsaufsicht sind klare Einordnungs- und Abgrenzungs-
parameter mit Blick auch auf europaische Vorgaben staatsvertraglich veran-
kert.

Der neue Absatz 9 bestimmt, dass der Probebetrieb auf einen definierten Kreis
an Nutzenden zu begrenzen ist. Dies dient der Abgrenzung zum Regelbetrieb
und tragt dem Umstand Rechnung, dass die Entscheidung tiber neue Angebote
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den Gremien obliegt. Demgegeniiber dient der Probebetrieb einem eng um-
grenzten Austesten beispielsweise publizistischer Akzeptanz oder technischer
Fragen.

Zu Nummer 8

Mit dem neu eingefiigten § 32a wird der Rechtsrahmen zur Uberfithrung, zur
Einstellung und zum Austausch der nach § 28 Absatz 5 flexibilisierten Fernseh-
programme geschaffen. Das Verfahren orientiert sich in weiten Teilen am Drei-
Stufen-Test nach § 32, wird jedoch mit Blick auf die besondere Stellung der
bereits beauftragten Fernsehprogramme modifiziert. Nach § 28 Absatz 5 gilt
die staatsvertragliche Beauftragung der benannten Programme fort und geht
auch auf die neu geschaffenen Angebote tber. Die nach § 32 Absatz 4 fir Te-
lemedienangebote regelmaBig durchzufiihrende Priifung, ob das neu geschaf-
fene Angebot im Sinne des 6ffentlich-rechtlichen Funktionsauftrages angezeigt
ist, ist hier daher entbehrlich. Gleiches gilt fiir die in § 32 vorgesehene umfang-
reiche Priifung der marktlichen Auswirkungen. Der Schwerpunkt der Priifung
nach § 32a liegt demgegentiber darin, zu gewdahrleisten, dass der Auftrag im
Sinne des § 26 auch nach Wegfall des bisherigen Angebots beziehungsweise
durch das neue Angebot erfiillt wird und nicht hinter dem bislang Beauftragten
zuruckbleibt.

Absatz 1 bestimmt vor diesem Hintergrund den Anwendungsbereich des inso-
weit vereinfachten Verfahrens nach den Abséatzen 2 bis 4 fiir die Einstellung
oder Uberfithrung von Fernsehprogrammen im Sinne des § 28 Absatz 5. Dieser
ist bei der Uberfithrung in ein Internetangebot nur dann eréffnet, wenn es sich
um Angebote gleichartigen Inhalts handelt. Von einer Gleichartigkeit in die-
sem Sinne ist dabei nicht erst dann auszugehen, wenn identische Inhalte ledig-
lich auf anderem Weg verbreitet werden (zum Beispiel auf Abruf), sondern viel-
mehr schon dann, wenn die thematisch inhaltliche Ausrichtung des Angebots
grundlegend beibehalten wird und dieselben Zielgruppen adressiert werden.
Der Einsatz internetspezifischer Gestaltungsmittel (zum Beispiel multimediale
Darstellungen, Unterstiitzungen durch Suchvorschldage, Verlinkungen, Live-
Aktualisierung, Animationen, Individualisierungen und Personalisierungen,
zeitsouverane Nutzung von Medieninhalten und andere Méglichkeiten der Vi-
deo- und Audionutzung, Audiodeskription, Untertitelung oder interaktive Ele-
mente und Kommentarfunktionen) ist der Gestaltung von Online-, insbeson-
dere Telemedienangeboten immanent. Lediglich hieraus resultierende Unter-
schiede zur vormals rein linearen Offline-Verbreitung sind daher ebenfalls un-
schadlich. Satz 3 stellt klar, dass die allgemeinen Beschrankungen fur 6ffent-
lich-rechtliche Telemedienangebote nach § 30 auch im Anwendungsbereich
des § 32a gelten, sofern es sich bei dem neuen Angebot um ein Telemedienan-
gebot handelt.

Absatz 2 spezifiziert die allgemeinen Anforderungen und Darlegungserforder-
nisse sowie das Verfahren zur Beteiligung Dritter. Es ist dabei insbesondere
darzulegen, wie der in § 26 Absatz 1 formulierte Auftrag in seiner gesamten
Breite und Qualitat im Rahmen des neuen oder verbleibenden Angebots erfullt
wird. Dabei ist zu bertcksichtigen, dass der Gesetzgeber in § 28 Absatz 5 ex-
plizit zum Ausdruck bringt, dass er Angebote mit diesem inhaltlichen Zuschnitt
fur die Auftragserfillung auch weiterhin fur erforderlich halt. Besonders hohe
Begrundungsanforderungen miussen daher an ein ersatzloses Einstellen eines
Fernsehprogramms gestellt werden. Der Hinweis in Satz 7 auf die gemein-
schaftliche Austibung bei Gemeinschaftsangeboten ist wie auch in § 32 Absatz
1 Satz 7 deklaratorisch und folgt bereits aus § 28 Absatz 5 in Verbindung mit
§ 28 Absatz 4 alte Fassung. Wie die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten und das ZDF die gemeinschaftliche Verantwortung im
Einzelnen wahrnehmen und ausfiillen, obliegt ihrer Organisationsentschei-
dung und Programmhoheit. Denkbar ist auch hier insbesondere das bereits im
linearen Bereich praktizierte Prinzip der Federfiihrung.

Absatz 3 entspricht im Inhalt und in den Zielen den Vorgaben des § 32 Absatz
2.
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Nach Absatz 4 bedarf die Entscheidung uber die Einstellung des Fernsehpro-
gramms und uber neue oder veranderte Angebotskonzepte der Zustimmung
des zustandigen Gremiums der Rundfunkanstalt und ist zu begriinden. Die Be-
grindung hat sich insbesondere auch zu der Frage zu verhalten, ob und wie
nach Uberfiihrung oder Einstellung weiterhin von einer Erfiillung des Funkti-
onsauftrages ausgegangen wird und inwieweit die eingegangenen Stellung-
nahmen Dritter berticksichtigt wurden.

Absatz 5 entspricht im Inhalt und in den Zielen den Vorgaben des § 32 Absatz
7.

Absatz 6 Satz 1 stellt klar, dass neben der Einstellung und der Uberfiihrung in
ein Internetangebot auch der Austausch eines der in § 28 Absatz 5 genannten
Fernsehprogramme durch ein anderes, nicht tiber das Internet verbreitetes
Fernsehprogramm maoglich ist. Nach Satz 2 gelten insoweit grundsatzlich die-
selben Anforderungen wie fiir eine Uberfiihrung in ein Internetangebot oder
eine Einstellung. Bei einem solchen Austausch und dem damit verbundenen
Wegfall des urspriinglichen Programms ist in der Regel besonders darzulegen,
dass der Funktionsauftrag weiterhin umfassend erfiillt wird.

Absatz 7 regelt, welche Verfahren bei der Weiterentwicklung bereits einge-
stellter, iberfihrter oder ausgetauschter Angebote Anwendung finden. Hier-
durch wird sichergestellt, dass die Mdglichkeiten der Flexibilisierung nicht nur
einmalig genutzt werden kénnen, sondern auch weitere Veranderungen im
Angebotsprofil der Rundfunkanstalten moglich bleiben. Nach den Satzen 1 und
2 findet das Verfahren der Abséatze 1 bis 6 entsprechende Anwendung, sofern
es sich bei dem bestehenden oder neuen Angebot nicht um ein Telemedienan-
gebot handelt. Eine solche Regelung war notwendig, da bislang auerhalb des
Telemedienbereiches keine Verfahren zur dauerhaften eigenverantwortlichen
Weiterentwicklung des Angebots der Rundfunkanstalten existierten und § 32a
origindr nur die spezifisch in § 28 Absatz 5 genannten Programme adressiert.
Satz 3 stellt demgegentiber klar, dass weiterhin allein das Verfahren nach § 32
Anwendung findet, wenn es sich bei dem bestehenden und weiterzuentwi-
ckelnden Angebot um ein Telemedienangebot handelt und dieses auch als Te-
lemedienangebot weitergefiihrt werden sollen. Hierdurch wird im Telemedien-
bereich klargestellt, dass die Weiterentwicklung der offentlich-rechtlichen Te-
lemedienangebote nach einheitlichen Regeln erfolgt — unabhangig davon, ob
diesen urspriinglich ein Fernsehprogramm nach § 28 Absatz 5 zugrunde lag.

Absatz 8 Satz 1 bestimmt, dass fiir eine Anwendung des vereinfachten Verfah-
rens des § 32a der von der KEF festgestellte Finanzbedarf nicht uberschritten
werden darf. Nach Satz 2 bleiben im Lichte der Entwicklungsgarantie auch bei
Uberschreitung dieses Rahmens eine Uberfiihrung oder ein Austausch — im
Rahmen der weiterhin geltenden Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit — zwar moglich, fir die Prifung gilt dann jedoch nicht mehr das ver-
einfachte Verfahren des § 32a, sondern es gelten die umfassenderen, insbe-
sondere die marktlichen Auswirkungen starker in den Blick nehmenden MaB-
stabe des § 32 Absatz 4 bis 7 entsprechend, auch wenn es sich nicht um Tele-
medienangebote handelt.

Zu Nummer 9

Bei den Anpassungen in § 36 Absatz 2 handelt es sich um redaktionelle Folge-
dnderungen.

Zu Nummer 10

In § 37 Satz 3 erfolgt eine redaktionelle Anpassung zur einheitlichen Bezeich-
nung der gesetzgebenden Verfassungsorgane der einzelnen Lander (verglei-
che auch § 5a des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages).

Zu Nummer 11

In der Anlage (zu § 30 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 des Medienstaatsvertrages)
Negativliste offentlich-rechtlicher Telemedien wird redaktionell klargestellt,
dass auch bei Sendungen im Sinne der Negativliste der Sendungsbegriff des
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§ 2 Absatz 2 Nummer 3 zugrunde zu legen ist. Mithin ist dieser sowohl linear
als auch auf Abruf zu verstehen.

IL.
Begriindung zu Artikel 2
Kindigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

Artikel 2 enthalt die Bestimmungen zur Kiindigung, iiber das Inkrafttreten und
zur Neubekanntmachung des Staatsvertrages.

In Absatz 1 wird klargestellt, dass der in Artikel 1 geanderte Medienstaatsver-
trag nach den dort geltenden Kiundigungsbestimmungen gekiindigt werden
kann. Der Medienstaatsvertrag behdlt durch diesen Staatsvertrag weiterhin
seine Selbstandigkeit. Deshalb ist in Artikel 2 dieses Staatsvertrags eine geson-
derte Kiindigungsbestimmung nicht vorgesehen.

Absatz 2 Satz 1 bestimmt das Inkrafttreten der Anderungen nach Artikel 1 die-
ses Staatsvertrages zum 1. Juli 2023. Satz 2 ordnet an, dass dieser Staatsvertrag
gegenstandslos wird, wenn bis zum 30. Juni 2023 nicht alle Ratifikationsurkun-
den bei der Staatskanzlei des oder der Vorsitzenden der Konferenz der Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Lander hinterlegt sind. Der Medien-
staatsvertrag behadlt in diesem Fall in seiner bisherigen Fassung seine Gultig-
keit.

Absatz 3 bestimmt, dass die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden den Lan-
dern durch die Staatskanzlei der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden der Kon-
ferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander mitgeteilt
wird.

Absatz 4 gewdhrt den Staatsvertragslandern die Moglichkeit, den durch Artikel
1 gedanderten Medienstaatsvertrag in der nunmehr giiltigen Fassung bekannt
zu machen. Eine Verpflichtung zur Neubekanntmachung besteht nicht.

15—



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1741
	Mitteilung des Senats vom 24. Januar 2023
	Ratifizierung des Dritten Staatsvertrags zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Dritter Medienänderungsstaatsvertrag)


	Dritter Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge.pdf
	top 14_ANLAGE 02_Zustimmungsgesetz 3. Medienänderungsstaatsvertrag
	Gesetz zu dem Dritten Medienänderungsstaatsvertrag

	top 14 _ANLAGE 03_Begründung zum 3. MÄStV_Zustimmungsgesetz
	Begründung
	des Gesetzes zum Dritten Medienänderungsstaatsvertrag

	top 14_ANLAGE 04_MÄStV_Staatsvertrag
	top 14_ ANLAGE 05 MÄStV_Begründung_mit Datum




